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BEKANNTMACHUNGEN

INKRAFTTRETEN DES BEBAUUNGSPLANES 
NR. 726 – INRATHER STRASSE / NÖRDLICH 
WILMENDYK 
Bekanntmachungsanordnung des Oberbürgermeisters vom
19.07.2018

Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 05.07.2018 be-
schlossen: 

1.	 Über die im Bebauungsplanverfahren vorgebrachten Stel-
lungnahmen wird im Sinne der Begründung zur Vorlage ent-
schieden.

2.	 Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), bekannt gemacht 
vom 03.11.2017 (BGBl. I. S. 3634) in der derzeit gültigen Fas-
sung i. V. m. § 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NW. S.666) in der derzeit gültigen Fassung 
wird der Bebauungsplan Nr. 726  – Inrather Straße / nördlich 
Wilmendyk – in der Fassung 2 als Satzung beschlossen.

3.	 Der Begründung nach § 9 Abs. 8 BauGB zum Bebauungsplan 
Nr. 726 – Inrather Straße /nördlich Wilmendyk – (Anlage zur 
Vorlage Nr. 4833/18/1)  wird zugestimmt.

4.	 Alle bisher gefassten Beschlüsse zum Bebauungsplan 
Nr. 726 werden für die Bereiche, die nicht im zukünftigen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes liegen, aufgehoben. 

5.	 Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 726 wird für des-
sen Geltungsbereich der Bebauungsplan Nr. 373 – Nordwest-
lich Girmesdyk zwischen Inrather Straße und Breiten Dyk – 
außer Kraft gesetzt werden.

Bekanntmachungsanordnung
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der derzeit gültigen Fassung in 
Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der derzeit gültigen Fassung  
und § 2 Abs. 4 Nr. 1 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) 
öffentlich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan wurde im beschleunigten Verfahren gemäß 
§ 13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB aufgestellt.
 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 726 
–  Inrather Straße / nördlich Wilmendyk – gemäß § 10 BauGB 
in Kraft.

Der Bebauungsplan liegt mit Begründung beim Oberbürgermeis-
ter der Stadt Krefeld, Fachbereich Vermessungs- und Katasterwe-
sen, Friedrichstraße 25, 47798 Krefeld, Zimmer 209,

montag- bis freitagvormittags	 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags	 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags		  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

für jedermann zur Einsicht bereit; über den Inhalt wird auf Verlan-
gen ebenfalls dort Auskunft erteilt.

Zur besseren Orientierung ist das Bebauungsplangebiet in einem 
Kartenausschnitt dargestellt.

Hinweise
Gemäß

a)	 § 44 Abs. 5 BauGB
b)	 § 215 Abs. 2 BauGB
c)	 § 7 Abs. 6 Satz 2 GO NRW

wird auf die folgenden Rechtsvorschriften hingewiesen:

zu a): Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche

§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB
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Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlan-
gen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des 
Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen 
beantragt.

§ 44 Abs. 4 BauGB
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 
Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

zu b): Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften sowie von Mängeln der Ab-
wägung

§ 215 Abs. 1 BauGB
Unbeachtlich werden

1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes 
und

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt 
Krefeld geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der 
die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzule-
gen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a 
BauGB beachtlich sind.

zu c): Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung

§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht geltend gemacht werden, es 
sei denn

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b)	 die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 
der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c)	 der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Krefeld vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

Krefeld, den 19.07.2018
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Zielke
Stadtdirektorin

INKRAFTTRETEN DES BEBAUUNGSPLANES 
NR. 733 – VENLOER STRASSE / 
SIEMPELKAMPSTRASSE –
Bekanntmachungsanordnung des Oberbürgermeisters vom      
19.07.2018

Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 05.07.2018 be-
schlossen:

1.	 Über die im Bebauungsplanverfahren vorgebrachten Stellung-
nahmen wird im Sinne der Anlage 2 zur Vorlage entschieden.

2.	 Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), bekannt ge-
macht am 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der derzeit gülti-
gen Fassung i. V. m. § 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666) in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der Bebauungsplan Nr. 733 – Venloer Stra-
ße / Siempelkampstraße – in der durch violette Eintragungen 
geänderten Fassung als Satzung beschlossen.

3.	 Der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 733 – Venloer Stra-
ße / Siempelkampstraße – (Anlage 3) wird zugestimmt.

Bekanntmachungsanordnung
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der derzeit gültigen Fassung in 
Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der derzeit gültigen Fassung  
und § 2 Abs. 4 Nr. 1 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) 
öffentlich bekannt gemacht.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 733 
– Venloer Straße / Siempelkampstraße – gemäß § 10 BauGB in 
Kraft.

Der Bebauungsplan liegt mit der Begründung nach § 10 Abs. 3 
BauGB und der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 
1 BauGB beim Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Fachbereich 
Vermessungs- und Katasterwesen, Friedrichstraße 25, 47798 Kre-
feld, Zimmer 209, 

montag- bis freitagvormittags	 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags	 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags		  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

für jedermann zur Einsicht bereit; über den Inhalt wird auf Verlan-
gen ebenfalls dort Auskunft erteilt.

Zur besseren Orientierung ist das Bebauungsplangebiet in einem 
Kartenausschnitt dargestellt.

Hinweise

Gemäß

a)	 § 44 Abs. 5 BauGB
b)	 § 215 Abs. 2 BauGB
c)	 § 7 Abs. 6 Satz 2 GO NRW

wird auf die folgenden Rechtsvorschriften hingewiesen:

zu a):	 Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche

§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, 
wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.
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§ 44 Abs. 4 BauGB
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 
Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

zu b):	 Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften sowie von Mängeln der Abwägung

§ 215 Abs. 1 BauGB

Unbeachtlich werden
1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Be-
bauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs,

	 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Krefeld geltend ge-
macht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder 
den Mangel begründen soll, ist darzulegen. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich 
sind.

zu c):	 Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung

§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht geltend gemacht werden, es 
sei denn

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b)	 die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 
der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c)	 der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Krefeld vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

Krefeld, den 19.07.2018
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Zielke
Stadtdirektorin

INKRAFTTRETEN DES BEBAUUNGSPLANES 
NR. 795 – FICHTENHAINER ALLEE – 
(2. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES 
NR. 653 – EUROPARK FICHTENHAIN C UND 
CAMPUS FICHTENHAIN)
Bekanntmachungsanordnung des Oberbürgermeisters vom 
19.07.2018

Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 05.07.2018 be-
schlossen:

1.	 Über die im Bebauungsplanverfahren vorgebrachten Stellung-
nahmen wird im Sinne der Anlage 2 zur Vorlage entschieden.

2.	 Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), bekannt ge-
macht am 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der derzeit gülti-
gen Fassung i. V. m. § 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666) in der derzeit 
gültigen Fassung, wird der Bebauungsplan Nr. 795 – Fichten-
hainer Allee – in der durch violette Eintragungen geänderten 
Fassung als Satzung beschlossen.

3.	 Der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 795 – Fichtenhainer 
Allee – (Anlage 3) wird zugestimmt.

4.	 Den Verwaltungsvorschlägen unter Punkt VI. der Anlage 2 
wird zugestimmt.

5.	 Mit Inkrafttreten treten folgende Bebauungspläne innerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 795 außer Kraft:

	 -	 Bebauungsplan Nr. 653 – Europark Fichtenhain C und 
Campus Fichtenhain –

	 -	 Bebauungsplan Nr. 653 1. Änderung – Europark Fichten-
hain C und Campus Fichtenhain im Bereich südlich der 
Anrather Straße und westlich der Straße Europark Fich-
tenhain C –

Bekanntmachungsanordnung
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der zurzeit gültigen Fassung i. V. m. 
§ 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) in der zurzeit gültigen Fassung und § 2 Abs. 4 
Nr. 1 BekanntmVO öffentlich bekannt gemacht.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 795 
– Fichtenhainer Allee – gemäß § 10 BauGB in Kraft.

Der Bebauungsplan liegt mit der Begründung nach § 10 Abs. 3 
und der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB 
beim Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Fachbereich Vermes-
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sungs- und Katasterwesen, Friedrichstraße 25, 47798 Krefeld, 
Zimmer 209, 

montag- bis freitagvormittags	 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags	 14.00 Uhr bis 16:00 Uhr
donnerstagnachmittags		  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

für jedermann zur Einsicht bereit; über den Inhalt wird auf Verlan-
gen ebenfalls dort Auskunft erteilt.

Zur besseren Orientierung ist das Bebauungsplangebiet in einem 
Kartenausschnitt dargestellt.

Hinweise

Gemäß
a)	 § 44 Abs. 5 BauGB
b)	 § 215 Abs. 2 BauGB
c)	 § 7 Abs. 6 Satz 2 GO NRW

wird auf die folgenden Rechtsvorschriften hingewiesen:

zu a):	 Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche

§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, 
wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.

§ 44 Abs. 4 BauGB

Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb 
von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in 

Abs. 3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

zu b):	 Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften sowie von Mängeln der Abwägung

§ 215 Abs. 1 BauGB

Unbeachtlich werden
1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Be-
bauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt 
Krefeld geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der 
die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzule-
gen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a 
BauGB beachtlich sind.

zu c):	 Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung

§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht geltend gemacht werden, es 
sei denn

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b)	 die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 
der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c)	 der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Krefeld vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Krefeld, den 19.07.2018
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Zielke
Stadtdirektorin

INKRAFTTRETEN DES BEBAUUNGSPLANES 
NR. 801 – ERKELENZER STRASSE / 
KIMPLERSTRASSE / ALTMÜHLENFELD
Bekanntmachungsanordnung des Oberbürgermeisters vom 
19.07.2018

Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 05.07.2018 be-
schlossen:

1.	 Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), bekannt ge-
macht am 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der derzeit gülti-
gen Fassung i. V. m. § 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
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machung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666) in der derzeit 
gültigen Fassung wird der Bebauungsplan Nr. 801 - Erkelen-
zer Straße / Kimplerstraße /  Altmühlenfeld - als Satzung be-
schlossen.

2.	 Über die im Bebauungsplanverfahren vorgebrachten Stellung-
nahmen wird im Sinne der Anlage Nr. 3 zur Vorlage entschieden.

3.	 Der Begründung nach § 9 Abs. 8 BauGB zum Bebauungsplan 
Nr. 801 - Erkelenzer Straße / Kimplerstraße / Altmühlenfeld - 
(Anlage Nr. 4) wird zugestimmt.

4.	 Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes sollen folgende 
Bebauungspläne innerhalb des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes Nr. 801 außer Kraft gesetzt werden:

	 -	 Bebauungsplan Nr. 287 - Westlich Mühlenfeld und Wim-
mersweg, zwischen Anrather Straße und Kimplerstraße -

5.	 Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 
801 sollen alle gefassten Beschlüsse der folgenden Bebau-
ungspläne aufgehoben werden:

	 -	 Bebauungsplan Nr. 757 - Beiderseits Erkelenzer Straße / 
nördlich Anrather Straße

Bekanntmachungsanordnung
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der derzeit gültigen Fassung in 
Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der derzeit gültigen Fassung  
und § 2 Abs. 4 Nr. 1 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) 
öffentlich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan wurde im beschleunigten Verfahren gemäß 
§ 13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB aufgestellt.

Da der Bebauungsplan von den Darstellungen des Flächennut-
zungsplanes abwich, wurde der Flächennutzungsplan auf dem 
Wege der Berichtigung gemäß § 13a BauGB angepasst.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 801 
– Erkelenzer Straße / Kimplerstraße / Altmühlenfeld gemäß § 10 
BauGB in Kraft.

Der Bebauungsplan liegt mit der Begründung nach § 10 Abs. 3 
BauGB beim Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Fachbereich 
Vermessungs- und Katasterwesen, Friedrich-straße 25, 47798 
Krefeld, Zimmer 209, 

montag- bis freitagvormittags	 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags	 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags		  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

für jedermann zur Einsicht bereit; über den Inhalt wird auf Verlan-
gen ebenfalls dort Auskunft erteilt.

Zur besseren Orientierung ist das Bebauungsplangebiet in einem 
Kartenausschnitt dargestellt.

Hinweise
Gemäß
a)	 § 44 Abs. 5 BauGB
b)	 § 215 Abs. 2 BauGB
c)	 § 7 Abs. 6 Satz 2 GO NRW

wird auf die folgenden Rechtsvorschriften hingewiesen:

zu a):	 Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche

§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, 
wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.

§ 44 Abs. 4 BauGB
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 
Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

zu b):	 Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften sowie von Mängeln der Abwägung

§ 215 Abs. 1 BauGB

Unbeachtlich werden
1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Be-
bauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt 
Krefeld geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der 
die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzule-
gen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a 
BauGB beachtlich sind.

zu c):	 Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung

§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW
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Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Be-
stimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Verkündung nicht geltend gemacht werden, es sei denn

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b)	 die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 
der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c)	 der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Krefeld vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Krefeld, den 19.07.2018
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Zielke
Stadtdirektorin

INKRAFTTRETEN DES VORHABENBEZOGENEN 
BEBAUUNGSPLANS NR. 802 (V) – SÜDLICH 
WEDELSTRASSE 
Bekanntmachungsanordnung des Oberbürgermeisters vom
19.07.2018

Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 05.07.2018 
beschlossen: 

1.	 Über die im Bebauungsplanverfahren vorgebrachten Stel-
lungnahmen wird im Sinne der Begründung zur Vorlage ent-
schieden.

2.	 Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), bekannt ge-
macht am 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der derzeit gülti-
gen Fassung i. V. m. § 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666) in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der Bebauungsplan Nr. 802 (V) – südlich 
Wedelstraße – in der durch violette Eintragungen geänderten 
Fassung als Satzung beschlossen.

3.	 Der Begründung nach § 9 Abs. 8 BauGB zum Bebauungsplan 
Nr. 802 (V) – südlich Wedelstraße – (Anlage 3 zur Vorlage 
Nr. 5269/18) wird zugestimmt.

4.	 Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 802 (V) wird für 
dessen Geltungsbereich der Bebauungsplan Nr. 249 – Nord-
östlich Kölner Straße zwischen Hafelsstraße und Wilhelm-
Stefen-Straße – außer Kraft gesetzt.

Bekanntmachungsanordnung
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der derzeit gültigen Fassung in 
Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der derzeit gültigen Fassung  
und § 2 Abs. 4 Nr. 1 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) 
öffentlich bekannt gemacht.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wurde im beschleunig-
ten Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne Durchführung einer Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der vorhabenbezogene Bebau-
ungsplan Nr. 802 (V)  – südlich Wedelstraße – gemäß § 10 BauGB 
in Kraft.

Der Bebauungsplan liegt mit Begründung beim Oberbürgermeis-
ter der Stadt Krefeld, Fachbereich Vermessungs- und Katasterwe-
sen, Friedrichstraße 25, 47798 Krefeld, Zimmer 209,

montag- bis freitagvormittags	 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags	 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags	 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

für jedermann zur Einsicht bereit; über den Inhalt wird auf Verlan-
gen ebenfalls dort Auskunft erteilt.

Zur besseren Orientierung ist das Bebauungsplangebiet in einem 
Kartenausschnitt dargestellt.

Hinweise

Gemäß
a)	 § 44 Abs. 5 BauGB
b)	 § 215 Abs. 2 BauGB
c)	 § 7 Abs. 6 Satz 2 GO NRW

wird auf die folgenden Rechtsvorschriften hingewiesen:

zu a): Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche

§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, 
wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.

§ 44 Abs. 4 BauGB
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 
3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

zu b): Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften sowie von Mängeln der Abwägung

§ 215 Abs. 1 BauGB
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Unbeachtlich werden

1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Be-
bauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt 
Krefeld geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der 
die Verlet-zung oder den Mangel begründen soll, ist darzule-
gen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a 
BauGB beachtlich sind.

zu c): Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung

§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Be-
stimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Verkündung nicht geltend gemacht werden, es sei denn

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b)	 die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 
der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c)	 der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Krefeld vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Krefeld, den 19.07.2018
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Zielke
Stadtdirektorin

EINLEITENDER BESCHLUSS ZUR 
AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANES 
NR. 813 – KOHLPLATZWEG / 
RATHENAUSTRAßE / RHEINFELD 
Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 05.07.2018 be-
schlossen:

1.	 Gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), bekannt gemacht 
am 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), in der derzeit gültigen Fas-
sung, wird für den Bereich zwischen Kohlplatzweg, Rathen-
austraße und der Straße Rheinfeld, der begrenzt wird 

	 -	 im Nordosten durch die Flächen des Kleingartenvereins 
„Grüner Weg“ e.V. KR-Linn,

	 -	 im Osten durch den Kohlplatzweg,

	 -	 im Südwesten durch die vorhandene Wohnbebauung an 
der Rathenaustraße und

	 -	 im Nordwesten durch die vorhandene Wohnbebauung an 
der Straße Rheinfeld

	 ein Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplanes einge-
leitet.

 	 Die genaue Abgrenzung des künftigen Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes ergibt sich aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Plan.

	 Der Bebauungsplan erhält die Bezeichnung:
	 Bebauungsplan Nr. 813 – Kohlplatzweg / Rathenaustraße / 

Rheinfeld –

2. 	 Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes soll folgender Be-
bauungsplan innerhalb des Geltungsbereiches des Bebau-
ungsplanes Nr. 813 außer Kraft gesetzt werden:

	 Bebauungsplan Nr. 379 – Südlich Essener Straße zwischen 
Königsberger Straße, Feuerwache und Hafenstraße –

3. 	 In der Prioritätenliste zur Bearbeitung von Bebauungsplan-
verfahren der Stadt Krefeld wird der Bebauungsplan Nr. 813 
– Kohlplatzweg / Rathenaustraße / Rheinfeld – neu auf 
Rang 17 platziert. Die nachfolgend gesetzten Planverfahren 
werden um einen Rang auf der Prioritätenliste nach hinten 
versetzt.

Übereinstimmungsbestätigung
Es wird hiermit gemäß § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffent-
liche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekannt-
machungsverordnung - BekanntmVO) in der zurzeit gültigen Fas-
sung bestätigt, dass der Wortlaut des Beschlusstextes mit dem 
Beschluss des Rates der Stadt Krefeld vom 05.12.2017 überein-
stimmt und dass gemäß § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren 
worden ist. 

Die öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses zur Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 812 – Breiten Dyk  / Nassauerring 
/ Krüllsdyk – wird gemäß § 4 BekanntmVO in Verbindung mit der 
Hauptsatzung der Stadt Krefeld im Krefelder Amtsblatt hiermit 
angeordnet.

Bekanntmachungsanordnung
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 
2 des Baugesetzbuches (BauGB) in der zurzeit gültigen Fassung 
in Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit gültigen 
Fassung  und § 2 Abs. 4 Nr. 1 BekanntmVO öffentlich bekannt 
gemacht.

Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 BekanntmVO i. V. m. § 7 Abs. 6 GO NRW 
wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen beim Zustandekommen dieses Beschlusses 
nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b)	 der Beschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden,

c)	 der Oberbürgermeister hat die Beschlüsse des Rates vorher 
beanstandet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Krefeld vorher gerügt und dabei ist die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

Der zum Beschluss des Rates vom 05.07.2018 gehörende Plan, 
aus dem der Geltungsbereich des zukünftigen Bebauungsplanes 
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hervorgeht, liegt vom Tage der Bekanntmachung an beim Ober-
bürgermeister der Stadt Krefeld, Fachbereich Stadtplanung, Park-
straße 10, Zimmer 326,

montag- bis freitagvormittags	 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags	 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags		  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

für jedermann zur Einsicht bereit.
Zur besseren Orientierung ist das Plangebiet in einem Kartenaus-
schnitt dargestellt:

Krefeld, den 19.07.2018
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Zielke
Stadtdirektorin

UMLEGUNGSAUSSCHUSS FÜR DIE STADT 
KREFELD UMLEGUNGSVERFAHREN NR. 79 - 
SEIDENWEBERSTRAßE/AM PORTHSPICK 
Der Umlegungsausschuss für die Stadt Krefeld hat in seiner 
704. Sitzung am 11.06.2018 folgenden Beschluss gefasst:

Im Umlegungsverfahren Nr. 79 - Seidenweberstraße/Am Porth-
spick - wird das nachfolgende aufgeführten Grundstücke in der 
Gemarkung Hüls aus dem Umlegungsverfahren entlassen:

Flur Flurstück
eingetragen im Grundbuch von

Hüls, Blatt

26 38 3226

Der für das v. g. Grundstück gemäß § 47 des Baugesetzbuches 
gefasste Beschluss (Umlegungsbeschluss) vom 09.02.1994 wird 

aufgehoben. Der auf dem Grundstück eingetragene Umlegungs-
vermerk ist zu löschen.

Dieser Beschluss ergeht gemäß § 47 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.11.2017 
(BG Bl. I S. 3634) in der derzeit gültigen Fassung.

Begründung
Das Flurstück wurde am 09.02.1994 durch Beschluss des Um-
legungsausschusses für die Stadt Krefeld hinzugezogen, um im 
Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 564 als mögliche Austausch-
fläche zur Bereitstellung von Gewerbe- und Industrieflächen für 
ein Fuhrunternehmen Am Brustert 10 zu dienen.

Für das o. a. Grundstück besteht im Rahmen des Umlegungs-
verfahrens Nr. 79 kein weiterer Handlungsbedarf, da das Umle-
gungsverfahren ohne diese Fläche umgesetzt wurde.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen den vorstehenden Beschluss kann innerhalb von sechs 
Wochen nach dieser Bekanntmachung Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung  gestellt werden. Der Antrag ist schriftlich beim 
Umlegungsausschuss für die Stadt Krefeld, 47792 Krefeld, Fried-
richstraße 25, 47803 Krefeld zu stellen. Der Nachtbriefkasten 
befindet sich am Rathaus, Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld.

Hinweise:
Der Antrag muss den Beschluss bezeichnen, gegen den er sich 
richtet. Er soll die Erklärung enthalten, inwieweit der Beschluss 
angefochten wird und einen bestimmten Antrag enthalten. Er soll 
die Gründe sowie die Tatsachen und Beweismittel angeben, die 
zur Rechtfertigung des Antrags dienen. Auf § 222 Abs. 3 BauGB 
und § 78 Zivilprozessordnung (ZPO) – Anwaltszwang – wird hin-
gewiesen.

Über den Antrag entscheidet das Landgericht Düsseldorf – Kam-
mer für Baulandsachen –.

Wird die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten 
oder Vertreters versäumt, so wird dessen Verschulden dem ver-
tretenen Beteiligten zugerechnet.

Krefeld, den 11.06.2018
gez. Janßen
i. V.
Vorsitzender

SCHIEDSMANN FÜR DEN 
SCHIEDSAMTSBEZIRK 2, KREFELD-NORD, 
IM AMT BESTÄTIGT
Durch den Direktor des Amtsgerichtes Krefeld im Amt bestätigt 
wurde der von der Bezirksvertretung Krefeld-Nord am 19.06.2018 
wieder gewählte Schiedsmann

	 Hans-Walter Weiß
	 Bönnersdyk 15
	 47803 Krefeld
	 Tel. 757686
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„Krefelder Amtsblatt“ 

Für den Inhalt verantwortlich: Der Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Presse und Kommunikation, Rathaus, Tel. 86 14 02. Das Amtsblatt wird kostenlos 
abgegeben und ist in den Rathäusern Krefeld, Fischeln, Hüls und Uerdingen einzusehen. Das Krefelder Amtsblatt stellen wir allen Interessierten jeweils am 
Erscheinungstag (in der Regel wöchentlich donnerstags) im Internet auch kostenlos als PDF-Datei zur Verfügung. Es ist unter www.krefeld.de/amtsblatt 
zu finden. Dort kann man auch einen E-Mail Newsletter abonnieren, der über das Erscheinen eines neuen Amtsblattes informiert. Bei Postbezug beträgt 
das Bezugsgeld (einschl. Porto) jährlich 79,40 Euro. Bestellung an: Stadt Krefeld, 13 - Presse und Kommunikation, Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld.

TIERÄRZTLICHER DIENST

Der tierärztliche Dienst ist samstags ab 12.00 Uhr 
bis montags um 8.00 Uhr sowie an Feiertagen un-
ter Telefon 07 00- 84 37 46  66 zu erreichen.

APOTHEKENDIENST
Die Notdienste der Apotheken in 
Nordrhein-Westfalen können im Internet 
abgerufen werden unter: 

www.aknr.de

oder telefonisch unter der vom Festnetz 
kostenlosen Rufnummer 08 00-0 02 28 33

Feuer� 112
Rettungsdienst/Notarzt� 112
Krankentransport � 1 92 22
Branddirektion	�  82 13-0
Zentrale Bürgerinformation	  
bei Unglücks- und Notfällen� 1 97 00

RUFNUMMERN DER FEUERWEHR

KREBSINFORMATIONSDIENST
des Deutschen Krebsforschungszentrums:
www.krebsinformationsdienst.de

PRIESTERNOTRUF	

	 PRIESTERNOTRUF FÜR KRANKE
	 Wenn Sie für einen Schwerkranken einen 
	 katholischen Priester benötigen und die 
	 Seelsorger Ihrer Gemeinde in abzusehender 	
	 Zeit nicht erreichbar sind, wenden Sie sich an 
	 Telefon 3 34 33 40

08 00- 1 11 01 11 und 08 00- 1 11 02 22

TELEFONSEELSORGE

AUF EINEN BLICK

NOTDIENSTE
Elektro-Innung Krefeld
0 18 05- 66 05 55

NOTDIENSTE
Innung für 
Sanitär-Heizung-Klima-Apparatebau Krefeld

27.07. bis 29.07.2018
WTK Wärmetechnik Service GmbH
Obergath 126 | 47805 Krefeld
31 95-0

03.08. bis 05.08.2018
Andreas Zelzner
Lechstraße 14 | 47809 Krefeld
54 82 83
 

ÄRZTLICHER DIENST

ÄRZTLICHER BEREITSCHAFTSDIENST   116 117
ÄRZTLICHER NOTDIENST:
Der Notdienst in Krefeld ist unter Telefon 0 18 05-
04 41 00 montags, dienstags und donnerstags von 
19.00 Uhr bis 7.00 Uhr, mittwochs von 14.00 Uhr 
bis 7.00 Uhr und freitags von 14.00 Uhr bis Mon-
tagmorgen um 7.00 Uhr erreichbar.

ZAHNÄRZTE:
Der Zahnärztliche Notdienst ist unter Telefon            
0 18 05-98 67 00 zu erreichen. Sprechzeiten: 
samstags, sonntags und feiertags von 10.00 bis 
12.00 Uhr und von 18.00 bis 19.00 Uhr, mittwochs- 
und freitagsnachmittag von 17.00 bis 19.00 Uhr, 
montags, dienstags und donnerstags von 21.00 
bis 22.00 Uhr.

	 PARI MOBIL GMBH
	 Hausnotrufzentrale, Mühlenstraße 42,
	 Krefeld, Telefon 8 43 33.




